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In der Entwicklung der Kultur stellt das Bekenntnis zur Menschenwürde einen großen Schritt zu einer umfassenden praktischen Ethik dar. Durch die einhergehende Ausweitung technisch-materieller Potenz ist unserer Spezies nichtsdestoweniger eine reale Gefahr erwachsen: Der Mensch könnte sich selbst vernichten. Wie immer er sich als Gemeinschaftswesen organisiert hat – es ist ihm nicht gelungen, eine Ordnung zu schaffen, die eine solche Entwicklung nicht nur bedenkt, sondern ihr auch wirksam entgegentritt.


Eine neue Orientierung in einer erweiterten Ordnung, die dem dramatisch veränderten Sachstand Rechnung trägt, ist unabdingbar. Bisher ausgeblendet, müssen darin Kernfragen zur Gemeinschaft als Basis materieller Existenz des Menschen beantwortet werden. Darüber hinaus gilt es, einen Aspekt neu zu diskutieren, der im Zuge der Humanisierung geächtet wurde: der mögliche Tod im Zuge der „Existentialprobe“. Jeder muss sich ihr unterziehen, der systemrelevante Positionen anstrebt. Es handelt sich um eine notwendige Konsequenz zu Abwendung von existenziellen Bedrohungen der Gesellschaft durch Elemente ihrer selbst.




Prolog


Ein Mensch steht in einem abgedunkelten Raum. Er/Sie spricht die rituelle Formel:


In Demut beuge ich mein Haupt. Richtet, ob ich zu hoch strebe.


Daraufhin legt der/die Evaluationskandidat/in den Kopf in eine Guillotine. Im Hintergrund sitzen in getrennten Kabinen sechzehn Männer oder Frauen, genannt „Exekutoren“. Vor jedem befindet sich ein Pult mit einem roten und einem grünen Knopf. Innerhalb von dreißig Sekunden werden sie einen der Knöpfe drücken. Entscheiden sich 13 Exekutoren für den roten Knopf, wird die Guillotine ausgelöst, mit den bekannten Konsequenzen.


Dies ist der Blick in eine Zukunft, in der es dem Menschen gelungen ist, dank umfassenden Verstehens des eigenen Wesens mittels der „Existenzialprobe“ Verantwortung auf höchstem ethischem Niveau wahrzunehmen.




1. In schlechter Verfassung


Alle Verfassungen sind schlecht. Wie das? Leben wir doch auf der Basis des Grundgesetzes in einer demokratischen Ordnung, die deren Grundvoraussetzungen erfüllt: Gewaltenteilung sowie freie, gleiche und geheime Wahlen.


Und was, wenn nicht die in den ersten 20 Artikeln des Grundgesetzes garantierten Grundrechte, vermag das Bemühen des Staates um das individuelle Recht und Wohl deutlicher auszudrücken?


Nun sind Verfassungen nicht gleichermaßen schlecht, manche sind noch schlechter als andere. Doch selbst die Russische Verfassung (von 1993) wartet mit 55 von 137 Artikeln auf, die den individuellen Grundrechten gewidmet sind. Und blankes Erstaunen mag ein Blick in die Verfassung Nordkoreas auslösen. Dort wird in § 79 u.a. den „Bürgern die Unantastbarkeit ihrer Person und ihres Wohnraums sowie das Postgeheimnis garantiert“. Überdies werden „verteidigt die demokratischen nationalen Rechte und die im Völkerrecht allgemein anerkannten legitimen Rechte“ (§ 15)“.


Die Wirklichkeit zeichnet in vielem ein anderes Bild. Vermutlich gibt es wohl keine Verfassung auf der Welt, die in ihren ideellen und vielleicht idealen Zielen und Zwecken rundum erfüllt wird. Vor einigen Jahrzehnten hat ein Bundesminister die Verhältnisse mit sarkastischem Unterton einmal, annähernd wörtlich, charakterisiert: „Man kann nicht den ganzen Tag mit dem Grundgesetz unter dem Arm herumlaufen.“ Es war der Triumph des „Alltags-Ich“ über das „bessere Ich“, manifestiert im Grundgesetz.1 Somit setzt sich durch, was der Anthropologe Arnold Gehlen dem Menschen allegorisch als „mittlere Tugendhaftigkeit“ zuspricht. In realistischer Sicht der Verhältnisse hatte deshalb einst Aristoteles „Ausschau nach der relativ besten Verfassung“ gehalten.


In dieser Lage könnte ein Konzept aus der Pädagogik Orientierung vermitteln. In technischen Berufsschulen wird insbesondere bei der Erstellung von Werkstücken ein dreistufiges Beurteilungsschema angewendet. Erste Stufe: perfekt (präzis/maßhaltig) = 100 Punkte / zweite Stufe: innerhalb der Toleranz = 60 Punkte / dritte Stufe: außerhalb der Toleranz = 0 Punkte.


Dieses Verfahren auf die oben genannten wenigen Verfassungsbeispiele angewendet, würde vermutlich des Öfteren den Schluss erlauben, dass ein Text innerhalb eines wie auch immer definierten Toleranzbereichs verortet werden kann. Vielmehr sei es mangelnde resp. verweigerte Umsetzung, wenn heute Staaten wie Russland und mehr noch Nordkorea die eigenen Verfassungsrechte grob missachten und zentrale Menschenrechte mit den Füßen treten.


Bezogen auf das Erfüllungsorgan, den Staat, hat vor einigen Jahrzehnten der spätere Verfassungsrichter Ernst-Wolfgang Böckenförde ein anscheinend generisches Problem erkannt: „Der freiheitliche, säkularisierte Staat lebt von Voraussetzungen, die er selbst nicht garantieren kann.“


Handelt es sich tatsächlich um ein dem Wesen des (demokratischen) Staates inhärentes Problem? Oder ist es womöglich einer unzureichend ausgestatteten Verfassung anzulasten? In der US-amerikanischen Verfassung sticht beispielsweise ins Auge, dass sie zwar laut Präambel „das allgemeine Wohl fördern“ soll. Jedoch sind in keinem Artikel auch nur ansatzweise die sozial-ökonomischen Grundlagen individueller Existenz thematisiert. Ebenso wenig ist das Verhältnis von Privateigentum und Gemeinwohl angesprochen. Das ist insofern folgerichtig, als in Anlehnung an John Locke bereits mit dem naturrechtlichen Status dem Individuum Leben, Freiheit und Eigentum zustanden. Nicht die Verfassung sollte diese Grundrechte sichern. Im Gegenteil diente der naturrechtliche Status zur Grenzziehung gegenüber den in der Verfassung dem Staat zugewiesenen Regulierungsrechten. So wurden Anfang des 20. Jahrhunderts vom Supreme Court der USA Arbeitsschutzmaßnahmen und andere sozialpolitische Eingriffe in Industrie und Wirtschaft seitens des Gesetzgebers für verfassungswidrig erklärt. Darin fand eine sozialpolitische Grundstimmung des Landes Ausdruck, die Alexis de Tocqueville einst auf seinen Reisen durch Nordamerika wahrgenommen hatte:


„Ich kenne kein Land, in dem die Liebe zum Geld einen so großen Platz im Herzen der Menschen einnimmt, in dem man eine solche Verachtung für die Theorie von der dauernden Vermögensgleichheit bekundet.“


Widerhall fand dieses Gesellschaftsverständnis insbesondere in angelsächsischen Ländern und überall, wo dank einer besonderen Lesart des Reformators Johannes Calvin der Begriff der Freiheit mit der freien Entfaltung des Kapitals konkordiert. Zum Verständnis ist es hilfreich, sich mit Max Weber in die Folgen der „Protestantischen Ethik“ in diesen Kulturen einzudenken: „Gott hat einige Menschen bestimmt zum ewigen Leben… und die übrigen des Menschengeschlechts zu übergehen… und zu bestimmen zum ewigen Tode“.2


Nur einige sind „auserwählt“ und ein Hinweis, wen Gott damit meint, sei - so Calvin - durch Leistung erworbener Wohlstand auf Erden. „Hilf dir selbst, dann hilft dir auch der liebe Gott“ lautet das Credo, das selbst in amerikanische Comic-Hefte Eingang gefunden hat. Wie ernst ist damit tatsächlich ist, zeigt sich in grimmigen Worten des brasilianischen Paters Julio Lancellotti über das unheilvolle Wirken der evangelikalen Kirchen in seinem Land:


„(Sie) erfanden die sogenannte Wohlstandstheologie, deren individualistische Devise lautet: Ich muss Erfolg haben und Gott wird mich beschützen. Ich werde näher an Gott kommen, weil ich es verdient habe.“ 3


Ungleichheit wäre damit dem Plan Gottes inhärent und zugleich rigoroser Wettbewerb legitimiert.4


Dazu kontrastieren europäische Verfassungen, nicht zuletzt die italienische. Deren erster Artikel lautet, im Charakter einer Präambel: „Italien ist eine demokratische, auf die Arbeit gegründete Republik.5 Allerdings verweist das Wirken der Mafia auf eine Kluft zwischen Anspruch und Wirklichkeit.


Schwerpunkt der existierenden Verfassungen bilden gewöhnlich Struktur und Funktion des Staates in seinen Gliederungen. Dabei stehen die Prinzipien der Gewaltenteilung von Legislative, Exekutive und Judikative sowie der Volksvertretung auf der Basis von Wahlen im Zentrum. Zweck der Verfassungen sei es, „das Verhältnis vom Staat zu seinen Bürgern im Sinne des Schutzes derer Rechte festzulegen“.


In den letzten einhundert Jahren sind insbesondere in der Folge der großen Kriege des 20. Jahrhunderts Menschenbzw. Grundrechte in viele Verfassungen aufgenommen worden. Wo also liegt das Problem, das den provokanten Eingangssatz rechtfertigen könnte?


Man kommt der Sache näher, wenn die fundamentale, die gemeinschaftsstiftende Aufgabe menschlicher Verhältnisse ins Blickfeld gerät: die Wertschöpfung. Leben ist ein Zustand jenseits des Gleichgewichts. Nur durch die stete Zufuhr von „Energie“ kann es sich aufrechterhalten. Diese Herausforderung ist es, die um der Existenz willen zu bewältigen ist. Geleistet wird sie oft gemeinschaftlich, mittels arbeits- und funktionsteiliger Organisationen und Prozesse.


In den Grundordnungen der Gesellschaften, den Verfassungen, findet dieses zentrale Moment kaum, häufig nicht einmal ansatzweise Aufmerksamkeit. Warum auch – ist doch mit John Locke „der Endzweck der [bürgerlichen Gesellschaft] die Erhaltung des Eigentums“. So ist in einer Übersicht europäischer Verfassungen unter dem Stichwort „Wirtschaftsordnung“ fast durchgehend der „Schutz des Eigentums“ genannt wie auch Gewerbefreiheit, einige Mal das Recht auf Arbeit. Wie das Eigentum zustande kommt, aus welchen Quellen es geschöpft und wie es verteilt wird: Diesen fundamentalen Fragen weichen alle Verfassungen aus, auch das Grundgesetz. War das Eigentum einmal gebildet – sei es durch Arbeit, Betrug oder Raub – erlangt es bald einen Status, der seine Herkunft abgestreift hat.


„Geld hat man zu haben“, nach dieser Formel wird heute noch von höchsten Gerichten in Deutschland entschieden. Das zugrunde liegende Aneignungsgeschehen bleibt unhinterfragt.


Einmal schien der Weg frei, sich über diese ungeschriebene Regel hinwegzusetzen: in der Weimarer Verfassung von 1920. Laut Artikel 151 Abs. 1 Satz 1 sollte das Wirtschaftsleben „den Grundsätzen der Gerechtigkeit mit dem Ziele der Gewährleistung eines menschenwürdigen Daseins für alle entsprechen“. Allerdings blieb dieser Anspruch lediglich ein Zwischenruf in der Historie der Verfassungen.


„Alle Verfassungen sind schlecht“ – auch im Licht kritischer Anmerkungen lediglich eine Aufmerksamkeit heischende Floskel?


„Der Terminus Verfassung beschreibt die Rechtsnormen, die Aufbau und Tätigkeit des Gemeinwesens regeln. Eine Verfassung im materiellen Sinn besteht in jeder – wenn auch „primitiven“ – Form des menschlichen Zusammenlebens.“6


Somit waren ehemals lebensnotwendige Verfahren der Jagd und der Aufteilung der Beute als Grundlage der Bedarfsdeckung Elemente materieller Verfassung. In diesem Verständnis ist es gerechtfertigt, nein: unverzichtbar, der Wertschöpfung als die zentrale Aktivität im Gemeinwesen - mehr als nur der Staat! - eine gebührende Geltung zuzuweisen. Das ist bisher nirgendwo geschehen. Und die Idee des Gesellschaftsvertrages ist in der Sozialgeschichte sedimentiert.


Mittels der zuvor erwähnten Anleihe bei der Pädagogik erscheint eine Entlastung möglich: Perfektion mag nicht erreichbar sein, Alltagstauglichkeit schon. Was meint, dass ein Objekt im Toleranzbereich bleibt, somit funktionsfähig ist. Wie aber ist die Funktionsfähigkeit von Verfassungen zu bestimmen? Sind sie eigentlich noch funktionsfähig, wenn sie nur in Teilen umgesetzt werden? Und wie ist überdies zu urteilen angesichts eines zentralen Mangels: Fehlen der Wertschöpfung als genuiner Operationsbereich der Wirtschaft – Sinnstiftung einer arbeitsteiligen Gemeinschaft?


Man gehe das Stichwortverzeichnis der Beck‘schen Ausgabe des Grundgesetzes durch, den Buchstaben W: Da lautet die Abfolge »Weltfrieden«, »Wesensgehalt der Grundrechte«, »Wetterdienst«. Letzterer ist Nr. 21 in der Aufzählung im Artikel 74, in der „wirtschaftliche Machtstellung“ als Nr. 16 aufgeführt wird. Das Wort „Wertschöpfung“ ist jedoch aus dem Kanon des verfassungsrechtlichen Bemühens um die Wahrnehmung der Wirklichkeit herausgefallen.


Es gibt heute keine Verfassung, die auf die „Basis“ - die Produktionsverhältnisse, um es mit Karl Marx‘ Worten zu bestimmen - Bezug nimmt. Allenfalls der im Text des GG (Art 91a) gelistete Begriff „regionale Wirtschaftsstruktur“ lässt erahnen, dass der Gegenstand einer differenzierteren Sicht wert wäre.7 So aber sind Verfassungen Überbauphänomene - darin an eine Jahrmarktattraktion vergangener Epochen erinnernd - und lassen an ihrer Fruchtbarkeit und Verstetigung zweifeln.


Nun sind Verfassungen keine Subjekte. Es handelt sich um formale (papierne) Vereinbarungen zur Ordnung der Verhältnisse einer (staatlichen) Gemeinschaft. Akteure sind die Menschen. Sie sind verantwortlich, zunächst für unzureichende Verfassungstexte, dann für die unzulängliche Einlösung der ausgewiesenen Ziele, Strukturen und Verfahren. Von ihren Institutionen und Politikern dürfen die Bürger einer Gemeinschaft allerdings zumindest erhoffen, nein – erwarten: ein Leben ohne Mangel und Furcht.


Wenn nun „der Mensch“ als Gattung von „mittlerer Tugendhaftigkeit“ ist, ahnen wir, dass damit ein fiktiver Mittelwert gemeint ist. Im Sinne der Gaußschen Normalverteilung schwingt sich aus der einen Flanke eine Glocke auf, in einer großen Mitte gipfelnd, um auf der anderen Seite wieder abzuschwingen. Damit ist nicht die Höhe der Tugendhaftigkeit bestimmt, sondern vielmehr die Häufung ihrer menschlichen Träger auf den unterschiedlichen Niveaus. So ist also die mächtige Mitte der Glockenkurve Sammelort der in der Tendenz gutwilligen Bürger. Diese Mitte ist von zwei kleineren Gruppierungen flankiert. Der einen sind die raren Vorbilder zugehörig. Sie verbinden eine hohe ethische Orientierung mit praktischen Talenten sowie Fähigkeiten der begnadeten Vorausschau. Also die Verkörperung des Idealprofils. Auf der anderen Seite finden sich jene, die mit abfallender Flanke zunehmend zur Negation des Idealbildes werden – aber gegebenenfalls als “Führer“ die Lichtgestalten verdrängen.


Was wird von führenden Politikern erwartet? Yehezkel Dror meint in seinem Bericht an den „Club of Rome“:


Die Regierungen sollten 1. moralisch, 2. von der Zustimmung der Bevölkerung getragen, 3. kraftvoll, 4. von gründlichen Überlegungen geleitet, 6. zum Lernen bereit, 7. kreativ, 8. pluralistisch, 9. entschlussfreudig sein.


Spontan möchte man schmunzeln ob der Wunschliste, die wie fürs Fest zusammengestellt erscheint. Wirkt sie doch gefühlt von aller Realität entfernt, dass man dem Verfasser ein kindliches Gemüt unterstellen möchte. Allerdings – ist es denn falsch?


Wenn auch wie mit leichter Hand geschrieben, ist sich Dror durchaus bewusst, dass „die konkreten Leistungen einer Regierung weitgehend von der Qualität, den Motiven und dem Charakter ihrer führenden Mitglieder bestimmt werden“.


Idealerweise sollte jemand nahe am Idealprofil Vorbild für Mehrheiten sein. Nicht selten setzen sich jedoch politische “Rattenfänger“ in Pose, die gewöhnlich Ressentiments etwa gegenüber der vermeintlichen Bevorzugung von ethnischen oder sonstigen Minderheiten schüren. Wie es ausgeht, hängt nicht zuletzt von den Verhältnissen des historischen Augenblicks ab.


Menschliche Unzulänglichkeit wird zum limitierenden Faktor jeglicher Ordnung und politischen Entscheidung. Daher sei es „dringend erforderlich, für bessere moralische und[…] intellektuelle Qualitäten der Spitzenpolitiker zu sorgen“.


Es scheint, als stelle sich ein unheilvoller Circulus vitiosus ein: Unzulängliche Menschen formulieren unzureichende Verfassungen, die es wiederum unzulänglichen Menschen gestatten, diese unzureichend umzusetzen…


In der Technik ist es in mancherlei Hinsicht gelungen, solche Zirkel produktiv zu wenden. Mit wachsender Präzision der Werkzeuge lassen sich präzisere Maschinen bauen, die wiederum der Erzeugung noch präziserer Werkzeuge dienen usw. So hat die fortgesetzte Miniaturisierung Digitaltechniken erst ermöglicht.


Es gäbe den Menschen nicht, wären nicht im Zuge der Evolution dank Fortpflanzung zunehmend komplexere Organismen geschaffen worden. Selbstreferentielle Strukturen und Prozesse bewirken, dass auch unter den Bedingungen dynamischer Veränderungen Identität erhalten bleibt, jedoch über Generationen hinweg qualitative Fortschritte erreicht werden. Allerdings kommt man nicht umhin, sich einer Folgerung zu stellen, formuliert vom französischen Paläontologen André Leroi-Gouhran :


„Der Evolution bedeutet das individuelle Geschick wenig. Für sie zählt der kollektive Ertrag.“


Zurück zur Verfassung. Für das Verständnis des Notwendigen können technische Analoga dienen. Zunächst der Begriff der Toleranz. Er besagt, dass ein Objekt oder ein Prozess auch dann, wenn keine vollständige Präzision erreicht wird, seine Funktion im Regelbetrieb erfüllen kann. Um eine ideale Mitte bildet sich gewissermaßen ein Halo, innerhalb dessen Leistung produktiv möglich ist. Die Aufmerksamkeit muss dann darauf gerichtet sein, dass der Raum gültiger Parameter nicht verlassen wird.


Ein einfaches Beispiel stellt die „Totmanneinrichtung“ dar. Erleidet der Fahrer eines derart ausgestatteten Fahrzeugs eine Ohnmacht, wird damit ein Kontakt unterbrochen und das Fahrzeug gebremst. Analog existieren für die Bedienung vieler Maschinen zwingende Vorschriften für Sicherheitseinrichtungen. Diese bewirken einen Stillstand, wenn ein bestimmter Impuls ausbleibt. Weitergedacht, gelangt man zum Regler, der etwa einen Brennvorgang dämmt, wenn die Temperatur einen Sollzustand erreicht hat. Sinkt die Temperatur bis zur Grenze des Toleranzbereichs, wird das System wieder aktiv.


Es ist der Grundgedanke der Selbstregelung: Automatismen, die dafür sorgen, dass auch angesichts veränderlicher Außen(oder Binnen-)verhältnisse ein definierter Toleranzbereich nicht verlassen wird. Bei lebenden Systemen spricht man von Homöostase. Diesen Grundgedanken gilt es, auf Verfassungen zu übertragen.


Zuvor wurde ein Satz des Verfassungsrechtlers Ernst-Wolfgang Böckenförde zitiert: „Der freiheitliche, säkularisierte Staat lebt von Voraussetzungen, die er selbst nicht garantieren kann.“ Generationen der Juristen haben diese Worte ehrfurchtsvoll verinnerlicht, galten sie doch als eine höchste Erkenntnis über das Wesen menschlichen Zusammenlebens. Im Licht der angestoßenen Reflexion erscheint die Aussage hingegen als ein Armutszeugnis. Sie verbirgt das Unvermögen (von Juristen?), das Regelwerk von Gesellschaften anders als in linearer Kausalität zu denken, hinter einer vermeintlich großen Weisheit. Diese gedankliche Sackgasse gilt es zu verlassen, um die unzureichenden Vorstellungen von Verfassung auf ein neues, zureichendes Niveau anzuheben.


In allegorischer Form hatte bereits Immanuel Kant in seiner Schrift „Zum ewigen Frieden“ einen Fingerzeig auf das - scheinbar - unüberwindbare Problem einer gerechten und stabilen Verfassung gegeben, das „selbst für ein Volk von Teufeln, wenn sie nur Verstand haben, auflösbar“ sei. Offenbar blieb der Hinweis bisher unverstanden. Dieses Buch versteht seine Aufgabe nicht zuletzt darin, das zu ändern.


Kurzgefasst: Faktisch alle Verfassungen sind unzureichend – geschaffen und angewendet. Daran mag auch ein ambivalentes Verhältnis zu deren Geltungsraum verantwortlich sein. So spricht Hans Vorländer zunächst davon, dass „Verfassungen […] konstitutiv für die Etablierung und Aufrechterhaltung einer politischen Ordnung“ sind, im Weiteren, „dass sie der staatlichen Herrschhaft rechtliche Schranken ziehen“.


Sie ist aber offenbar auch ein Mehr, insbesondere Größeres: „…ein gesellschaftlicher Ordnungsentwurf, der die Ziele, Zwecke und die Prinzipien der gesellschaftlichen Verfasstheit festlegt.“


Der allem voranstehende Zweck von Ordnung ist zweifellos die funktions- und arbeitsteilige Wertschöpfung zur Sicherung des Selbsterhalts. Ein gemeinschaftlich bewahrter Schutzraum für den Nachwuchs ist sicherlich ein weiterer Zweck.


Dieser erste Zweck, der zentrale, gemeinschaftsbegründete Faktor, wird weitestgehend umgangen: die arbeitsteilige Wertschöpfung als Basis der physischen Existenz und Grundlage der Verteilung von Gütern. Hingegen wird die politische Dimension zunächst hervorgehoben – in einer Weise, dass alles andere, was da an Zielen und Zwecken noch existiert, in seiner Unbestimmtheit wie nachrangig erscheint. Im Übrigen umfasst gesellschaftliche Verfasstheit mehr als den Staat und dessen Regularien – mehr als die herkömmliche formale Verfassung. Mit dem Schutz der „natürlichen Lebensgrundlagen“ (Art. 20a GG) ist zudem der Geltungs- und Zeitrahmen ausgeweitet worden, erweist sich jedoch angesichts realer Gefahren (Klima, Artenvielfalt, Bodendegradation) und einer inkonsistenten rechtlichen Untersetzung als unzureichend.


Kritischer Faktor ist letztlich der Mensch in seiner „mittleren Tugendhaftigkeit“. Um dem Verfassungsanspruch gerecht zu werden, gilt es, der Spur Kants zu folgen. Sie führt zu Einsichten, die sich entscheidend von dem abheben, was bisher über Verfassungen gedacht wurde. So gedacht, wie es ist, wurde vermutlich, weil juristisches Denken obwaltete.




2. Herkunft der Ordnung


„Survival of the fittest“, lautet die allegorische Aussage Charles Darwins zum Wesen der Evolution, von Herbert Spencer später als „Kampf ums Dasein“ missdeutet. Über das Wesen des frühen Menschen wurde allerdings bereits in historischen Dimensionen spekuliert. So hatte sich in manchen Köpfen das Bild der einsamen Kreatur, die sich unablässig gegen feindliche Andere behaupten musste, festgesetzt (Thomas Hobbes 17.Jh.; John Locke, 18. Jh.).Noch in 20, Jhd. war zuweilen das Bild vom vereinzelten Menschen vorhanden.8 Heute wird insbesondere im liberalen Gedankengut die Fiktion des Einzelkämpfers gepflegt.


Was ist Wolfsrudeln, Bienenvölkern und Fischschwärmen gemein? Den Begriffen ist es zu entnehmen: Es handelt sich um Gemeinschaften. Sie verfügen über Ordnungen, die das Verhalten untereinander und gegenüber einer nicht selten widrigen oder feindlichen Außenwelt reguliert bzw. anleitet. Dies im Sinne der angemessenen Antwort. Vieles ist genetisch vorgegeben, anderes wird im Zuge der Erfahrungsweitergabe und Selbsterfahrung gelernt. Die jeweiligen Ordnungen sind entscheidende Voraussetzungen für das Überleben und den Fortbestand des Kollektivs und letztlich der Spezies.


Vergleichsweise wenig bekannt ist über das Verhalten von Fischschwärmen. So kreiste einige Zeit die Idee eines Superorganismus, der etwa die koordinierte Ausweichbewegung bei der Begegnung mit Fressfeinden steuert. Heute weiß man immerhin, dass es sich um blitzschnelle Anpassungen an das Verhalten der Schwarmnachbarn handelt, welches sich im Nu durch den gesamten Schwarm ausbreitet. Aktivität ist nicht koordiniertes Handeln dank übergeordneter Reflexion, sondern Reflex auf das Verhalten der Nachbarn.


Das Bienenvolk ist gekennzeichnet durch die Sonderrolle der Königin. Als „Gebärorgan“ des gesamten Volkes gewährleistet sie als einzige dessen Fortexistenz. Im Übrigen herrscht offenbar Gleichheit unter den Arbeitsbienen. Sie geben ihre Erfahrungen an andere weiter und sichern auf diese Weise den kollektiven Kenntnisstand. Jedenfalls ist bisher nichts über eine Hierarchie innerhalb der Gruppe der Arbeitsbienen bekannt. Dies, obwohl die einzelne Biene wohl mit einer gewissen Intelligenz sowie Individualität ausgestattet ist. Sie kann auch den Erfordernissen entsprechend flexibel ihre Funktion wechseln.9


Das Wolfsrudel stellt einen Familienverband dar. Es umfasst ein monogames Elternpaar und wird ergänzt durch deren Jungtiere aus mehreren Jahren. Werden Jungtiere geschlechtsreif, wandern sie gewöhnlich ab. Bei guter Futterlage bleiben sie jedoch oft im Rudel. Ihre Jungen werden wiederum als vollwertige Familienmitglieder behandelt. Unter wilden Wölfen gibt es im Rudel keine Rangordnung und es herrscht Gleichstellung der Geschlechter. Im Übrigen lassen beim Verzehr der Beute die älteren, stärkeren Rudelmitglieder den jüngeren den Vortritt. In sozialethischer Sicht handelt es sich um eine annähernd ideale Gemeinschaft. Frühere Fehleinschätzungen beruhten auf dem Verhalten von Wolfsrudeln in Gefangenschaft, die willkürlich zusammengesetzt wurden und nicht der natürlichen Rudelbildung entsprachen. Dringen Mitglieder anderer Rudel ins Revier ein, werden sie allerdings erbarmungslos verfolgt.
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